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Hmtlicbcr Teil.
Detwaltungsanw&rter.

** Die Frist zur Aufnahme von Verwaltungsanwärtern
läuft am 16 . Mai ort». Gesuche können nur noch bi» zu
diesem Zeitpunkt bei den Bezirkämtern eingereicht
werden.

* Genua .
XIII .

Wenn nicht noch im letzten Augenblicke ein Wunder
geschieht, wird das Ende der Konferenz von Genua
gleichzeitig das Ende der Entente bedeuten .
Wir haben bereits in einem früheren Artikel betont, daß
eine Verwirklichung der Pläne Lloyd Georges das Be¬
stehen solcher Ententen schlechthin überflüssig niachen
würde. Hinzu kommt aber ein noch viel gewichtigeres
Moment, nämlich, daß eä>en faktisch die Ziele , die die
beiden Hauptträger der Entente, England und Frank¬
reich, verfolgen, allmählich soweit auseinander gerücktsind,

daß ein besonders inniges Verhältnis rricht mehr mög¬
lich ist.

Lloyd George verfolgt seine Pläne mit aller Energie
und mit allem diplomatischein Geschick weiter. Und geht
es nicht mit Frankreich und Belgien , so mutz es ohne
diese beiden Staaten gehen . Und die harten Tatsachen ,
der Verlauf der Entwicklung selbst wird dann schon
Frankreich und Belgien darüber belehren , datz unter den
heutigen Umständen eine Isolierung das Schlimmste
ist, was eine europäische Nation treffen kann.

Die Zeit der Abwesenheit Barthous in Paris ist
von Lloyd Georg« vor allem dahin ausgenutzt worden,
daß er mit der deutschen Delegation und mit den Dele¬
gationen Polens , der Tschechoslowakei und JugoslcwienS
Fühlung nahm und weiterhin dafür sorgte , daß auch
Rußland wiederum mit den eben genannten Delegatio¬
nen in Verbindung trat. So ist der Boden wohl vorbe¬
reitet worden . Lloyd George darf der Ankunst Bar¬
thous, der ihm die Entschlüsse des französischen Mini¬
sterrats Überbringer! wird , mit Ruhe entgegensetzen .

Was diese Beschlüsse betrifft, so ist offiziös soviel
darüber mitgeteilt worden , datz man ein Beharren
Frankreichs bei der nun einmal gewähl -
ten Politik Vorhersagen kann . Es scheint
fast, als ob Frankreich wirklich entschlossen wäre, in Zu¬
kunst feine eigenen Wege zu gehen . Inwie¬
weit es dabei von Belgien begleitet sein wird, ist
fchtver zu entscheiden. Belgien muß befürchten , daß es,
wenn eS sich gar zu sehr ins Kielwasser der stanzösischen
Politik begibt , seine Selbständigkeit dabei verliert.

Jedenfalls legen die Franzosen, wie von guten
Beobachtern auS Genua gemeldet wird, geflissentlich eine
7>roße Gleichgültigkeit an den Tag . Und gerade aus die¬
ser Gleichgültigkeit wird geschlossen, daß man in Frank¬
reich dem Auseinandersallen der Entente ohne große
Besorgnisse entgegensieht . Ob dieser Schluß allerdings
richtig ist, wird niemand im Augenblick tritt Sicherheit
sagen können. Wenn man auch der Jntransigenz und
der Verranntheit der Franzosen manches zutrauen kann,
so wäre doch das Ende der Entente, der Bruch mit Eng¬
land , für Frankreich ein so ernstes Ereignis , daß man
eigentlich glauben sollte , die französischen Staatsmänner
würden dos Herannahen eines solchen Ereignisses mit
Sorge und Unruhe empfinden . Die Annahme liegt also
Nicht ganz fern , daß jene Gleichgültigkeit nur eine Ko¬
mödie ist , die den Zweck hat, eine Festigkeit vorzutäuschen ,
die gar nicht besteht.

Zweifellos hat Frankreich in letzter Zeit alle An-
strengungen gemacht, um sich für alle Fälle auch nach
einer andern Richtung hin orientieren zu können . Wie
auf eine höheres Kommando hat die Pariser Presto
neuerdings die Bedeutung Amerikas in den Vor¬
dergrund gerückt , den Amerikanern eine Schmeichelei
nach der andern gesagt und die öffentliche Meinung jen¬
seits des Ozean

'
8 gegenEngland und Rußland

aufzuhetzen versucht , indem hehoupter wurde,
baß Rußland bereits mit englischen Kapitalisten ein Ab¬
kommen geschlossen habe , rvelches die Ausbeutung der
russischen Petroleum selber dem englischen
Kapital überlasse. Da die amerikanischen Petroleumfel .
der in absehbarer Zeit erschöpft sein werden, hat Amerika
natürlich ein besonderes Jntereste daran , daß die sehr
großen Erträgnisse an russischem Petroleum nicht einsei¬
tig England überliefert werden .

Das französische Gerede hat in Amerika einen gewissen
Eindruck hervorgerufen . Der Schachzug ist aber sofort
dadurch ausgeglichen worden , daß England und Ruß¬
land mit allem Nachdruck und mit aller Bestimmtheit er¬
klärten, ein derartiges englisch - russisches
Petroleum abkommen existiere nicht . Und
es ist ja auch ganz klar, datz die englische Politik nicht
wegen dieser Petroleumstage mit Nordamerika Kon¬
flikte heraufbeschwören wird .

Auch Italien hat beruhigende Erklärungen über einen
angeblichen Vertrag, dem es mit der kemalistischen Re¬
gierung in Angora Abgeschlossen haben sollte, abge¬
geben . SS feien lediglich gewisse Verabredungen rein
wirtschaftlicher Natur getroffen worden . Wie es scheint,
hat sich England damit zufrieden gegeben .

Im großen und ganzen darf man also sagen , daß alle
europäischen Staaten mit Ausnahme Frankreichs und
Belgiens geneigt sind, bis zu einem gewissen Grade
harmonisch zusammenzuarbeiten und zusammen zu
operieren . Der stanzösischen Politik wäre es dem¬
nach gelungen, die Isolierung Frankreichs , von der man
in den ersten Tagen der Konferenz nur mit der größten
Vorsicht sprechen konnte, zur Tatsache werden zu lasten .
Aber , wie immer bei solchen großen Konferenzen , sollte
man trotz alledem dem Gesicht des einen TageS nicht
völlig vertrauen und sich grundsätzlich auf Überraschun¬
gen gefaßt machen . Gewiß ist ja die Linie der politischen
Entwicklung Europas für die nächste Zeit im wesentlichen
vorgezeichnet . Aber eine klare Entscheidung darüber , ob
diese Linie schon jetzt eingehalten werden wird, ist bis
heute noch nicht gefallen . Die nächsten Tage werden eS
sein , die diese Entscheidung bringen.

Die Linanzkragen in Genua.
Unter dieser Ueberschrist wird der ReichSkorrefpondenz. Nord-

Süd " vou ihrem Berliner Mitarbeiter geschrieben :
über die fast unterunterbruchen sich ablösenden politischen

Krisen in Genua ist die Aufmerksamkeit für die Arbeit der
Kommissionen einigermaßen erlahmt , und das hat zusammen
mit der weit verbreiteten Kleingläubigkeit hinsichtlich eines
greifbaren Ergebnisse» der Konferenz dazu geführt , daß die
Berichte über die Ausschutzverhandlungen in der größeren
Öffentlichkeit kaum mehr beachtet werden. Dabei wird über¬
sehen, daß die Finanzprobleme schließlich doch noch die aller -
wichtigsten^und brennenden für uns sind, weil es von Ihrer
Lösung oder Nichtlösung vbhängen wird , ob auch nur die
nächsten vier Wochen ohne eine neue folgenschwere Erschütte¬
rung unseres staatlichen und wirtschaftlichen Lebens vorüber¬
gehen. Bekanntermaßen hat sich die Note der Reparations¬
kommission noch völlig auf den alten Standpunkt gestellt, datz
ein stattlicher Strauß neuer Steuern verbunden mit der
äußersten Sparsamkeit im Reichshaushalt genügen würde , um
der Inflation Halt zu gebieten, die unsere Wirtschaft je länger
je mehr untergräbt . In der deutschen Antwort auf diese
Note ist dagegen geltend gemacht worden, datz die Deflation
nicht ohne ftemde Hilfe sich erreichen lasse , und da ist e» nun
doch von großer Bedeutung , datz die Beschlüsse der Finanz ,
kommistion von Genua , die am 3. Mai von der Mitte der
Vollversammlung gutgeheitzen worden sind, den gleichen Ge -
danken vertreten . Dar ist ein Erfolg unserer Vertreter in
der Finanzkommtssion, der nicht ohne Mühe erreicht worden
ist, «wer deshalb nur um so freudiger begrüßt werden darf .
Der am Mittwoch angenommene Beschluß, der letzten Ende »
auf da? überaus gründliche Gutachten der Sachverständigen -
kommiffion zurückgeht , betont ausdrücklich, datz es Länder
gebe, in denen die wünschenswerte und notwendige Stabili .
sierung der Verhältnisse nicht ohne Hilfe von außen
herbeigeführt werden könne , und e» besteht kein Zweifel
darüber , datz unter diesen Ländern in erster Linie Deutschland
zu verstehen ist. Die eigentliche Wurzel dieses Beschlüsse» ist
die Erkenntnis , datz die Belastung mit Steuern , wenn sie ein¬
mal einen gewissen Grad erreicht hat » nicht mehr im Sinne
der Deflation , sondern umgekehrt im Sinne der Inflation
wirkt , weil sie alle Preise und Löhne selbsttätig in die Höhe
drückt .

Gleichzeitig ist nun ein angebliche» Projekt Lloyd
George » bekanntgeworden, da» sich ebenfall» mit dem Ge -
danken der Anleihe beschäftigt. Allerdings liegen darüber
noch keine unbedingt zuverlässigen Meldungen vor, und e»
läßt sich deshalb auch noch nicht mit Sicherheit sagen , ob
Lloyd George wirklich auf diese» Ziel htnsteuert . Wenn in
diesem Plane eine Ermäßigung der grämten ReparationS -
last Deutschlands von 136 auf 116 oder 110 Milliarden Gold,
mark ins Auge gefaßt wird , so ist da» natürlich ohne jede
praktische Bedeutung . Die ganze Summe ist so phantastisch.

so unmöglich, datz e» wirklich nicht darauf ankömmt, ob eins
derartige Riesensumme um 30 oder 25 Milliarden ermäßet
wird , wie e» an der wirtschaftlichen Lage eine» zahlungsun¬
fähigen Privatschuldner » nicht » Lndert. ob man 5 oder 10 ML »
lionen von ihm herauSpreffen will. Aber auch wenn man
nur den einigermaßen ernsthaften und im Laufe der Jahre
vielleicht greifbar werdenden Betrag von 50 Milliarden Gold -
mark in» Auge faßt , und diesen Betrag auf 45 Milliarden er-
mäßigt , wie e» Lloyd Georges Absicht sein soll, so ist un »
auch damit nicht geholftn . Wirklich helfen kann un » eben
nur eine auswärtige Anleihe, die un » in den Stand setzt, dl»
ReparationRrerpflichtungen der nächsten fünf Johre zu decke«!
und un » dadurch eine Atempause von gleicher Dauer gewährt ,
die uns gestatten würde , unsere Wirtschaft auf eine feste und
sichere Grundlage zu stellen. Heute machen ja die heillosen
Schwankungen des Markkurses jede Berechnung und damit
jede Ordnung unmöglich, und sie begünstigen zugleich in un¬
erträglicher Weise das verbrecherische Treiben derjenigen Ele¬
mente und Faktoren der Wirtschaftsleben», die fortgesetzt im
Trüben fischen und denen die herrschende Unsicherheit ein will¬
kommener Deckmantel für den hemmungslosesten Wucher ifii
Und das ist ja leider das eigentliche Kennzeichen unserer Zeit .

Formell steht ja die Konferenz von Genua auch heute noch
unter dem Gesetz von Boulognr , wonach über Reparationen !
nicht gesprochen werden darf, aber die unwiderstehliche Logik
der Dinge und der unlösbare Zusammenhang aller erörterte »
Probleme mit der Zerrüttung der Wechselkurse durch die Re-
paratwnsverpflichtungen hat diese formellen Schranken be¬
reit » durchbrochen, und alles Sträuben und Wehren Frank¬
reich » hat es nicht hindern können, daß man in Genua
tatsächlich sehr ernsthaft mit der Frage der
deutschen Zahlungsverpflichtungen sich be¬
schäftigt . Das ist ein Erfolg , der der Taktik dev
Reichsregierung mit bezug auf das Verhältnis der beide»
größten ihr in diesem Frühjahr gestellten Aufgaben durch au »
rechtfertigt . Es handelte sich darum den Geist von Genu »
auf die Behandlung der Reparationsfrage einwirken zu lassen;
das ist gelungen und wenn eS auch derftüht wäre , heute schon
von einem greifbaren Ergebnis zu reden, aber die nunmehr
gutgeheitzenen Beschlüsse der Finanzkommission berechtige»
doch zu der Hoffung , daß es zu einem solchen Ergebnisse kom¬
men werde.

Wadiscbe Mocbenrückbltcke .
Der Besuch de» bayrischen Ministerpräsidenten.

* Der Besuch , den der bayrische Ministerpräsident Graf «,
Lerchenfeld in dieser Woche der badischen Regierung ab»
stattete , hat allseitig erfteuliche Eindrücke hinterlaffen. In der
Presse ist der Gast mit Worten aufrichtiger Sympathie begrüßt
worden, aus denen aufs unzweideutigste hervorging, welch
großen Wert man in der badischen Öffentlichkeit auf ein vo»
gegenseitigem freundschaftlichem Verständnis getragene» Zu¬
sammenarbeiten beider Länder legt. Die Reden, die anläßlich
des zu Ehren de» bayrischen Ministerpräsidenten gegebene«
Mittagessens im Staat »ministerium gewechselt wurden, waren
auf einen Ton fteundnachbarlicher Herzlichkeit gestimmt, dev
umso überzeugender wirken mutzte , al» der Name de» bayri¬
schen Ministerpräsidenten in der Tat , wie Staatspräsident Dr .
Hummel sehr zutreffend ausführte , für uns in Süddeutsch»
lond und in Deutschland ein Programm bedeutet. Ei »
Programm , dem der Geist der Versöhnlichkeit und des Aus¬
gleichs der Gegensätze zugrunde liegt und an dessen Spitze
die Forderung nach einer nationalen Politik steht .

Bon beiden Ministerpräsidenten wurde auf die besondere«
gemeinsamen Interessen politischer » verkehcSpolitischer , wirt¬
schaftlich -technischer und kultureller Natur hingewiesen, di»
Bayern und ganz Süüdeutschland miteinander verbinden. So¬
wohl Staatspräsident Dr . Hummel, wie Graf v. Lerchenfeld»
betonten die besondere Mission der süddeutschen Länder , de«
Einfluß aller deutschen Stämme auf den Gang der deutsche«
Politik sicherzustellen , allerdings immer unter Voranstellung
deS Get .mkenS der ReichSeinheik. Denn, so erklärte der
bayrische Ministerpräsident , e» bestehe eine Mainlinie » e»
bestünden nun einmal gewisse Unterschiede zwtsche»
unseren einzelnen Stämmen , zwischen dem Süde »
und dem Norden, aber unsere Aufgabe hier i»
Süden müsse sein, diese Mainlinie zu verwische »,
nichtzudulden,datz eine Mainlinie sich politisch
geltend machen kann . Diese Worte haben umso stäo-
keren Anklang gefunden, als in der badischen Bevölkerung diq
Überzeugung von der Notwendigkeit einer Fortdauer der Selb¬
ständigkeit und Eigenart der Einzelländer im Rahmen dech

Mit einer Beilage : 42. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen de» Badischen Landtage».



Reiche » fest verwurzeltes Allgemeingut ist. Tie Vielgestaltig¬
keit des geschichtlich gewordenen kulturellen Eigenlebens der
deutschen Länder stellt einen Faktor dar , der bestimmt ist , wie
tn der Vergangenheit auch in der Zukunst einen bedeutsamen
Einfluß auf die Entwicklung des geistigen und politischen Le¬
bens deS deutschen Volkes auszuüben .

Nit besonderem Nachdruck haben beide Staatsmänner auch
die dringende Pflicht der deutschen Volksgesamtheit betont,
pch in voller. Partei , und MeinungSgegensätze hinttnsetzender
Einmütigkeit hinter die Männer zu stellen, die augenblicklich
in Genua die Lebensintereffen Deutschlands zu vertreten ha»
den.

So kann als Ergebnis des Besuches des bayrischen Minister¬
präsidenten eine in jeder Hinficht ersteuliche Übereinstim¬
mung der beiden Regierungen in der Beurteilung einer An¬
zahl lebenswichtigster Fragen gebucht werden. Und man darf
mit Recht die von dem Grafen v . Lerchenfeld in seinen Schluß¬
worten ausgesprochene Hoffnung teilen , dah der Besuch des
bayrischen Ministerpräsidenten und die erfolgte Anknüpfung
und Erhaltung persönlicher Beziehungen zwischen den Man.
neru , die für unser deutsches politisches Leben verantwortlich
find, dazu dienen werden, das große Ziel zu fördern , die
deutsche Einheit fester zu gestalten und uns über die Zeit der
Rot und Gefahr hinwegzuhelfen.

Der Entwurf über die Main -Donau -Wafferstraße.
Unter den letzten Vorlagen, die dem Landtag zugegangensind, befindet sich der Entwurf eines Gesetzes über die Main -

Donau -Wasserstraße, durch den das Staatsministerium er¬
mächtigt werden soll, das Land Baden an der Rhein- Main -
Donou - Aktiengesellschaft in München durch Übernahme von
Stammaktien im Nennbetrag von 4 Millionen Mark zu be.
teiligen und die Mittel dazu im Wege des Staatskreditö zu
beschaffen . Das Gesetz und die Begründung dazu sind gesternvon uns veöffentlicht worden. Angesichts der großen wirt¬
schaftlichen und verkehrspolitischen Bedeutung des gewaltigen,in erster Linie vom Reich und von Bayern geförderten Pro¬
jektes eirrer Rhein , Main und Donau verbindenden Grohschiff-
fahrtsstraße auch für Baden, wollen wir auch an dieserStelle nochmals kurz einige der wesentlichsten Punkte des ge¬planten , voraussichtlich schm in nächster Zeit seiner Verwirk¬
lichung entgegengehenden Projektes hervorheben.

Das Unternehmen bezweckt vor allem, Main und Donau
für 1200 Tonnenschiffe fahrbar zu machen und durch einen
Überlandkanal miteinander zu verbinden , daneben aber auch ,die an den einzelnen Haltungen der Wasserstraße sich ergeben-
den Wasserkräfte in etwa 40 Kraftwerken auszunützen . Zur
Erhöhung der Wasserführung ist die Überleitung von Wasseraus dem Lech geplant . Auf die badischbayerische Rheinstrecke— die Landesgrenze liegt in der Mitte des Flusses — entfal .
len etwa 37 Kilometer der zu kanalisierenden Strecke ; der ba¬
dische Kraftanteil an den aus diesen Teil des künftigen Groß-
schiffahrtsweges entfallenden vier Staustufen wird im Mittel
4600 Pferdestärke betragen und zwar ohne Berücksichtigungder geplanten Lechwasserüberführung. Die Gesamtleistung
sämtlicher Kraftstufen wird auf 400 000 Pferdestärken geschätzt»deren Ertrag , wie man hofft, die Finanzierung des Untekneh.
mens ermöglichen wird . Die Gesamtbauzeit wird sich auf
mindestens 20 Jahre erstrecken ; die Ausführungskosten wurden
im Sommer v. Js . auf rund 8 Milliarden Mark geschätzt. Der
Ausbau wird schrittweise erfolgen und zwar soll zunächst die
Schiffbarmachung des Mains von Aschaffen bürg , wo
heute die Großschiffahrt endet, bi » Würzburg und der
Donau von Passau bis Regensburg in Angriff ge-
nommen werden ; gleichzeitig wird der Bau von vier Kraftwer -
keri am Main und des Donau -Großkraftwerks Steinbach be¬
ginnen , die zusammen bei einer Leistung von SO 000 Pferde¬
stärken 226 Millionen Kilowattstunden liefern werden . Das
erste Bauprogramm umfaßt somit auch die am ba¬
disch - bayerischen Main liegenden Kraftwerke , so
daß mit der baldigen Erschließung dieser badischen Wasser¬
kräfte, die allerdings auf Grund des Staatsvertrages über den
Übergang der Wasserstraßen auf das Reich auf dieses überge¬
gangen sind , gerechnet werden kann.

Träger des Unternehmens ist, ähnlich wie bei der Neckar¬
kanalisierung , eine gemischtwirtschaftliche Gesellschaft , der die
Ausnützung der Wasserkräfte auf die Dauer von 120 Jahren
überlassen wird . Nach Ablauf der Konzessionsdauer fallen die
Kräfte unentgeltlich auf das Reich das dann die hieraus etwa
bezogenen Reinüberschüsse an die beteiligten Länder verhält¬
nismäßig abzuführen hat.

Da für Baden , vor allem für den wirtschaftlich bisher nur
gering entwickelten , an den Main angrenzenden Landesteil ,
insbesondere auch die Stadt Wertheim nicht nur erhebliche
verkehrstechnische Vorteile, sondern im Hinblick auf die Nutz¬
barmachung bedeutender Wasserkräfte, auch industrie-wirt¬
schaftliche Entwicklungsmöglichkeiten aus dem Unternehmen
erwachsen werden, über die in der erwähnten Begründung des
Gesetzentwurf» eingehend gesprochen wird, war dte Regierung
mit Recht der Ansicht , dcch die Beteiligung Badens an der
Aktiengesellschaft für unser Land zu empfehlen sei. Von dem
weiteren Gesichtspunkt ausgehend , daß eine solch« Beteiligung
dem Lande auch eine weitergehende Wahrnehmung seiner In¬
teressen ermöglicht, als sie lediglich auf Grund der Staats¬
hoheitsrechte denkbar wäre , hat die Regierung denn auch an
den Verhandlungen zwischen dem Reich und Bayern tätigen
und auf die Wahrung dieser badischen Interessen bedachten
Anteil genommen. So ist es ihr gelungen , dem an anderer
Stelle unseres heutigen Blattes abgedruckten Staatsvertrag
-wischen dem Deutschen Reich und Bayern , dem Baden mit
einem Zusatzvertrag ausdrücklich beigetreten ist , eine Reibe
von Bestimmungen einzufügen, die insbesondere die badischen
Interessen zu wahren geeignet sind.

Der Landtag wird sich voraussichtlich alsbald mit dem Ge¬
setzentwurf befassen ; an seiner Zustimmung ist nach Lag« der
Dinge nicht zu zweifeln.

Die Main -Donau-MASser-
strahe .

Anschluß an die gestrige Wiedergabe des dem badischen
Landtag zugegangene -n Gesetzentwurfs betr . die Main -Donau »
wasserftraße und der Begründung dazu geben wir nachstehend
di« in dieser Begründung erwähnten Vertragsanlagen wieder .
Die erste Anlage , der Ausatzantra , zu dem Vertrag Mischen
dem Reich und Bayern besagt :

DaS . Reich, Bayern und Baden vereinbaren im Anschluß an
den ' abschriftlich beiliegenden Vertrag zwischen dem Reiche
und Bayern über Ausführung der Main - Donau »
Wasserstraße folgendes :

1. Durch die in obigem Vertrage dem Lande Baden cinge-
»imvrten Befugnisse wird diese ? unmittelbar berechtigt. Die

Baden beiührenden Bestimmungen des Vertrages können nur
mit Zustimmung Badens geändert werden.

2. Das Reich und Bayern gestatten dem Lande Baden ans
Wunsch die Beteiligung als Gründer der in Ziffer 6 des Ver¬
trages erwähnten Aktiengesellschaft .

Der Vertrag zwischen dem Reich und Bayer«
über die Ausführung der Main/DonauWasserstraße lautet :

Das Deutsche Reich und Bayern schließen über die Ausfüh¬
rung der Main -Donau -Wasserstraße und den Ausbau der
bayerischen Donau , vorbehaltlich der Bewilligung der Geld-
mittel durch die gesetzgebenden Körperschaften, folgenden Ver¬
trag :

1 . Das Reich und Bayern verpflichten sich, den Plan der
Main -Donau -Wafferstraße baldigst zu verwirklichen, soweit
die Finanzlage des Reiches und Bayerns dazu die Möglichkeit
bietet.

Die Entscheidung daüber , ob diese DEglichkeit gegeben ist,
liegt beim Reiche und bei Bayern .

2. Bei den Bauten sollen möglichst Erwerbslose beschäftigt
werden.

A , Gemischtwirtschaftliches Unternehmen .
3. Beide Vertragsteile sind darüber einig, daß zunächst die

Bildung eine» gemischtwirtschaftlichen Unternehmen » zum Bau
der Wasserstraßen und zur Ausnutzung der sich hierbei erge¬
benden Waffeickräfte anzustreben ist. Sie behalten sich die
Bildung von Tochtergesellschaften vor.

4 . Gegenstand des Unternehmens ist der Bau folgender
Grohschiffahrtsstratzen im Rahmen des Artikels 97 der Reichs-
Verfassung sowie der Bau und Betrieb der zugehörigen Kraft¬
werke :

a ) Main Aschaffenburg-Bamberg mit Anschluß von Würz¬
burg und Donau Kelheim-ReichSgrenze bei Passau ,

l») Verbindung Bamberg -Nürnberg unter Herstellung des
Lechzubringers,

c) obere Donau -Kelheim-Ulm und die Verbindung Nürn -
berg -Kelheim.

Mit Zustimmung beider Bertragsleile kann auch der An¬
schluß von Augsburg und München in das Unternehmen ein¬
bezogen werden.

8. Das Unternehmen erhält die Form einer Aktiengesell¬
schaft nach deutschem Recht . An der Gesellschaft beteiligen sich
daS Reich und Bayern , gegebenenfalls auchandere Länder , Ge-
meindeberbändc . Gemeinden , Banken, gewerbliche Unterneh¬
mungen , Schiffahrtgesellschaften usw .

Der Sitz der Gesellschaft ist Dlunchen.
D e Sntzuligen der Gesellschaft unterliegen der Genehmi¬

gung durch die Reichsregierung und die Landesregierung o»n
Bayern .

6 . Die Gesellschaft wird zunächst die unter Ziffer 4 a und hi
bezeichneten Aufgaben aus führen . An dem zur Finanzierung
dieser Bauckn notwendigen Aktienkapital wird sich das Reich
mit 45 v. Hv Bayern mit 26 v. H. beteiligen . Das Reich und
Bayern find damit einverstanden , dah dieses Dauziel gleich¬
zeitig mit der Neckarkanalisierung bis Plochingen erreicht wer¬
ben soll. „

7. Beide Vertragsteile verpflichten sich , für Anleihen der
Gesellschaft gesamtschuldnerische Bürgschaft zu übernehmen
und sich gegenseitig, im Verhältnis ihrer Beteiligung am Ak¬
tienkapital Rückbürgschast zu leisten.

8. Die Dividenden der Aktien des Reichs und Bayerns kön¬
nen nach besonderer Vereinbarung — je nach den Erforder¬
nissen der Geldbeschaffung — beschränkt werden. Bis zur
Ausführung des Bauprogramms wird die Dividende des Ak¬
tienkapitals so bemessen , daß aus den Erträgnissen der Ge-
felllschaft ausreichende Rücklagen zur Kostendeckung für die
weiteren Anlagen gesammelt werden können Die lvährend
der Bauzeit jeweils auf die Dauer von 6 Jahren von der
Einzahlung auf das Aktienkapital ab zu gewährenden Bau -
zinsen dürfen 6 v . H . de» eingezahlten Betrage » nicht Wer -
steigen.

9. Die Gesellschaft übernimmt die Verpflichtung, die Was-
serstraßen nach den im Einvernehmen mit der Gesellschaft
feirgestellten allgemeinen Plänen des Reichsverkehrsministe¬
riums für Schiffe von 1200 bi» 1500 t Tragfähigkeit und un -
ter Einhaltung der streng nach wirtschaftlichen Grundsätzen
ausgestellten und der Zustimmung des Reichs. Bayerns und
der Gesellschaft unterliegenden Bauprogramme auszubauen .
Hinsichtlich der mit Baden gemeinsamen Mainstrecke und der
mit Württemberg genieinsamen Strecke der oberen Donau ist
das Einvernehinen über die Pläne und das Bauprogramm
mit diesen Staaten herzustellen. Die Gesellschaft erhält durch
eine besondere Verleihungsurkunde des Reichs und Bayerns
für 100 Jahr « das Recht , die von ihr ausgebauten Wasser¬
kräfte auszunutzen . Soweit badische und württembergische
Grenzstrecken in Betracht kommen , ist die Zustimmung Ba¬
dens und Württembergs einzuholen.

Nach Ablauf der 100 Jahre fallen die Kraftwerke unent¬
geltlich an das Reich . Die Berleihungsurkurrde soll auch Be¬
stimmungen darüber enthalten , unter welchen Bedingungen
das Reich und Bayern eine Ablösung des Unternehmens in
einem früheren Zeitpunkte fordern können.

Ergeben sich nach dem Übergänge der Kraftwerke auf da»
Reich aus ihren Erträgnissen nach Deckung aller hieraus bis
zur Fertigstellung des Unternehmens zu bestreitenden Kosten
Überschüsse, so werden sie den Uferstaaten nach Maßgabe der
in ihnen erzeugten Kraft unter angemessener Berücksichti¬
gung der E^ eugungskosten gutgäbracht.

Das Reich hat das Recht , sobald ein Teilstück der Wasser¬
straße ausgebaut oder fertiggestellt ist . dieses zu übernehmen .
Die Gesellschaft kann die Übernahme durch das Reich verlan¬
gen, solmld ein Berkehrsabschnitt fertiggestellt ist. Das Reich
trägt von der Übernahme ab die Kosten für Betrieb und Nu-
terhaltung der neuen Schiffahrtanlagen einschließlich der
Wehranlagen . Die Unterhallnng der Kraftkanäle fällt der
Gescllsämft znr Lack .

10. Der Bau erfolgt für . Rechnung der Gesellschaft auf
Grund eines zwischen dem Reick und der Gesellschaft abzu¬
schließendem Vertrages .

Das Reich wird die ausznlmuenden Wasserstraßen verwal¬
ten und in dem bisherigen Umfange unterhalten . Die da¬
durch entstehenden sächlichen und anteiligen persönlichen Ko¬
sten trägt das Reich.

11 . Tie 6-esellschaft erbält das Recht , zum Bau der in Z. 4
bezeichnet «» Anlagen̂ zur Nutzbarmachung des anstoßenden
Geländes (vgl . Gesetz vom 3. August 1920 — R .G .Bl . S . 1618
—) sowie zur Herstellung von Hochspannungsleitungen das
erforderliche Grundeigentum nötigenfalls im Wege der Ent¬
eignung zu erwerben ober — soweit diese» auSreicht — mit
einer dauernden Beschränkung zu belasten . Auch erhält sie
einen Anspruch auf Überweisung der auf Grund de» 8 6 des
Gesetzes vom 3. August 1960 erzielten Einnahmen .

12. Die Preise der in den .Kraftwerken erzeugten elektri¬
schen Arbeit fallen unter Berücksichtigung sonstiger Einnah¬
men der Gesellschaft mindestens die für die Verzinsung , Til ,
gung und Erneuerung aufgewandten Beträge sowie dre Un-
terhaltungs - und Betriebskosten decken .

Die Gesellschaft hat an Württemberg und Baden eine den
Ivürttembergischen und badischen Wcr-sierkräften entsprechende
Menge elektrischer Arbeit unter Bedingungen abzugeb -n , tit

nicht ungünstiger sein dürfen als unter gleichen Verhältnisses
de ! der Abgabe in Bayern .

Soweit Ä» ein Jahr vor der voranSfichtkchen Inbetrieb¬
nahme des einzelnen Kraftwerkes die hiernach Württembergund Baden zukommende elektrische Arbeit von diesen nicht
adgcnommen «vird, wobei ihnen eine in die obige Jahresfrist
«inzurechnende Erklärungsfrift von drei Mdnaten gesetztwird , kann sie auch an andere Abnehmer abgesetzt werden.
.Dabei muß jedoch die Auflösung der Lieferungsverträge noch
zehn Jahren vom Vertragsabschluß an für deu Fall Vorbe¬
halten werde« , daß später «ine Nachfrage seitens Württem¬
bergs oder Badens hervortritt . Die oben festgestellten Fristen
finden auch in diesem Falle entsprechende Anwendung .

13. Um vorübergehende Arbeiterentloffungen zu . verhüten,wird daS Reich die Arbeiten am Main und an der Donaubi» zur Übernahme des Unternehmens durch die Gesellschaftunter tunlichster Vermeidung de» Abschlusses weitreichend«
Verträge fortsetzen .

Rach Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister
uberträgt das Reich die von ihm erworbenen Werte ohne Ent¬
schädigung an die Gesellschaft . Diese tritt in die durch die
begonnenen Strombauten bis dahin begründeten Rechte ungPflichten des Reiche» ein und übernimmt die Befriedigungder etwa von Dritten wegen der Ausführung an das Reicherhobenen Ansprüche . Die Regelung der Einzelheiten , insbe¬
sondere die Festsetzung des Zeitpunktes der Übertragung und
d« S

^ Höchstmaßes der der Gesellschaft unentgeltlich zu über¬
weisenden Werte sowie die Regelung der grundbuchrechtlichen
Verhältnisse bleibt besonderer Vereinbarung Vorbehalten.Die von Bayern für solche Bauten vorschußweise aufgewen¬deten Kosten werden vom Reiche erstattet .14. Die Reichsregierung ist ermächtigt, der Gesellschaft fürd,e Fertigstellung der einzelnen Teile der Großschiffahrtsstraße
sowie für den Ausbau der an ihnen gewinnbaren Wasserkräfte
angemessene Fristen zu setzen.

Kommt die Gesellschaft dieser Verpflichtung nicht nach, oder
»ctui die zur Fortführung der Arbeiten erforderlichen Mit »tel nicht beschaffen , so find das Reich und Bayern berechtigt,das Unternehmen für sich in Anspruch zu nehmen und unter
ihre Verwaltung zu bringen . Die Gesellschaft wird alsdann
nach Lyaßgabe der Verleihungsurkunde (Ziff . 9 ) entschädigt.

8 . Bau durch Vas Reich .
^ ® enn die Gesellschaft nicht zustande kommt, so wird da»

Reich den Bau nach Maßgabe seiner finanziellen Leistungs-
fahigkeit nach und nach fortführen , falls Bayern ober andere
Beteiligte für die Aufbringung eines Drittels der BaukostenSorge tragen .

Die Reichsregierung wird alsdann durch den ReichShauShaltmöglichst solche Beträge anfordern , die eine tunlichst gleich,
mäßige Behandlung der bayerischen Wafferstraßenpläne (Z. 4,und d), der Neckarkanalisierung Mannheim -Plochingen unddes Mittellandkanals ermöglichen.

Hierüber bleiben besondere Vereinbarungen Vorbehalten.Für die Verteilung der bis zuin Abschluß dieser Vereinbarun¬
gen aufgewendeten Kosten gilt die Bestimmung in Abs . 1 .
..

16 . Au den unter Ziff . 4a uud b ausgeführten Wasserstraßenüberlaßt Bayern dem Reiche die volle Nutzung der bei ihremAusbau erzielten und in das Eigentum des Reiche » über-
gründen Wasserkräfte einschließlich der Gesällstufe bei Stein -
» ^ uu der Donau und der durch den Lechzubringer gewinn¬baren Wasserkräfte.

17. Bayern wird ferner dem Reich die bayerische Donau
oberhalb Kelheim, die nicht am 1 . April 1921 auf Grund de»Artikels 97 Absatz 1 der Reichsverfassung auf das Reich über¬
geht, zum Ausbau al» Großschiffahrtsstraße und zur Aus¬
nutzung ihrer Wasserkräfte übereignen und die Reinerträgeder hierbei erzielbaren Wasserkräfte zur Verfügung stelle »:,sobald das Reich die Großschiffahrtsstraße von Bamberg bis
Nürnberg unter Herstellung des Lechzubringers vollendet und
sich grundsätzlich bereit erklärt hat, die Verbindungsstrecke zwi¬
schen Nürnberg und Kelheim in angemessener Frist herzustel¬len.

18. Sollten sich aus der: Erträgnissen des Gesamtnnterneh -mens nach Deckung der Betriebs - und Unterhaltungskostensowie nach Deckung der Verzinsung und Tilgung des Anlage¬kapitals der Schiffahrtsstraßen und der Wafferkrastanlage »
Überschüsse ergeben, so werden sie den Uferstaaten nach Maß .
gäbe der in ihnen erzeugten Kraft unter angemessener Be¬
rücksichtigung der Erzeugungskosten gutgebracht.19. Das Reich wird für die möglichst weitgehende und wirt¬
schaftliche Ausnutzung der ihm übereigneten Wasserkräfte anden bezeichneten Wasserstraßen unter voller Berücksichtigungder Scknffahrtintereffen besorgt sein .

E» wird bei Verwertung der Wasserkräfte, die zunächst im
Lande zu verwenden sind , dem Lande rechtzeitig Gelegenheck
geben, seine volkswirtschaftlichenWünsche zu äußern , und dies«
möglichst berücksichtigen . Die Strompreise werden im Einver¬
nehmen mit Bayer« festgesetzt mit der Maßgabe , daß aus
ihrem Ertrage mindestens die Betriebs - und Unterhaltungs -
kosten der Kraftwerke einschließlich der Erneuerungsrücklagen
sowie der Verzinsung und Tilgung des vom Reiche aufgewen¬
deten Anlagekapitals gedeckt werden.

Falls die Uferstaatcn an den Grenzstrecken sich an der Auf¬
bringung der Mittel mit der Hälfte des bayerischen Aufwan¬
des beteiligen, finden die Bestimmungen in Ziff . 12 Abs . 2
entsprechende Anwendung .

Zur Prüfung der Frage , in >vclcher Art die Wasserkräfte
am zweckmäßigsten zu verwerten sind , und so weit veranlaßt
zur Gelvinnung industrieller Abnehmer dieser Kräfte , werde«
das Reich und daS Land Bayern eine Gesellschaft bilden, an
der beide Teile sich se zur Hälfte beteiligen.

Bei Bildung von Gesellschaften für Ausnützung von Wasser»
kräften wird das Reich dem Lande da» Recht einräumen obei
verschaffen, mit einem Betrage bis zu 30 Prozent des Gesell¬
schaftskapitals sich hieran zu beteiligen.

20 . Bayern wird die Entwürfe für die Berbindungsftreu «
Nürnberg -Kelheim und den Ausbau der oberen Donau zur
Grohschiffahrtsstraße m stetem Benehmen mit den: ReichS-
verkehrSmiuister. hinsichtlich der oberen Donau zwischen Kel-
heim und Ulm auch i,u Benehmen mit der Württeiccbergischei
Regierung den beteiligten Jnteressentenvertretern , weiter be¬
arbeiten . Für die obere Donau wird ein Arbeitsausschuss
gebildet bestehend aus Vertretern des Main -Donau -Strom »
vttbandes , des Verbandes obere Donau und des südwestdeut-
scheu Kaualvereins unter Zuziehung der württembergische»
und auf Verlangen auch der badischen Regierung . DaS Reich
ist bereit , wenn nach dem Übergang« der dem allgemeine»
Verkehr dienenden Wasserstraßen auf das Reich in Bayer »
ReichSwafferstraßenbehörden errichtet werden, diese auch mit
der technischen Ausarbeitung der Entwürfe zu betrauen .

21 . Das Reich wird auf eine angemessene Mitwirkung de»
Beteiligten (Ziff. 16) bei dem Bau und Betriebe des Unter«,
nennen » Bedacht nehmen ^Finanzausschuß ) .

C . Bau durch Day ern .
22 . Kommt weder ein gemischtwirtschaftliches Unternehmen

unter Beteiligung des Reiche» (Ziff . 3 bis 14) , noch ein B>iu
durch das Reich (Ziff . 15 bis 21 ) zustande, so erhält Bayern
unter näher zu vereinbarenden Bedingungen da» Recht . « «
Main -Donau -Wasserstrahe auSznfnhren .



politische Neuigkeiten.
Die Ikonterenz von Genus .

Miniftrr Her« «» reift »ach Pari ».
ReichSflnanzminister Dr . Hermes wird fich wahrscheinlich

» nsang nächster Woche nach Pari » begeben, um dort zusam-
»,cn mit dem Staatssekretär Dr . Fischer, dem Vorfitzenden der
Deutschen KriegSlastenkommisfion, mit der ReparattenÄ »« -
Wissie» Besprechungen über die in der Note der Reparations¬
kommission vom 21 . März gestellten Forderungen zu führen .
Diese Verhandlungen werden neben den Beratungen des An»
IilheauSschuffes der Reparationskommission einhergehen, dem
Staatssekretär a. D . Bergmann als deutscher Vertreter ange-
hSrt . Die Verhandlungen , um derentwillen Minister Dr . Her¬
mes nach Paris kommt, werden fich , lt . „Frkf . Ztg .

"
, in der

Hauptsache mit den Fragen der Ftnanzkontr - llr und dr» Aus-
gkeichung des deutschen Budgets beschäftigen. Man erinnert
fich, daß mit dieser letzten Frag « in einem gewiffen Zusam¬
menhang auch Beschlüsse der Finanzkemmisfie » der Geuueser
Oeaserenz stehen , wobei für gewisse Staaten die Unmöglichkeit
anerkannt wird, ihr Budget anders als durch eine äussere An-
leihe in Ordnung zu bringen .

Herr Dr . Hermes hat über diese von der Vollsitzung der
Konferenz gebilligten Beschlüffe am Mittwoch den Parteifüh¬
rern des Reichstages Bericht erstattet . Nach den Eindrücken,
hi« Teilnehmer an diesen Besprechungen gewannen , schien der
Minister nach den bishimgen Ergebnissen von Genua die Aus -
ftchtrn einer internationalen Anleihe für Deutschland unter
ertr»gltchen Bedingungen für nicht allzu ungünstig zu beur¬
teile». Positive Tatsachen in dieser Richtung dürste der Mini -
fter jedoch nicht mitgeteilt haben, weil sie noch nicht vorhanden
find.

Gegen die Gewaltpolitik PoincarLS.
Der französische Senator d'EstournelleS de Constant hat an

/Den Vorsitzenden des Senatsausschuffe » für auswärtige An»' - »'^genheiten , Senator Doumergue , einen Brief gerichtet, der
auf die vorgestrige offiziöse Besprechung deS Ausschusses

er die außenpolitische Lage bezieht. Die Zeitungen » sagt
jdUkstournelles de Constant, hätten über diese Zusammenkunft
« ine Mitteilung veröffentlicht, die zwar richtig sei , soweit st«
stdie Sympathien des Ausschuss «» für Belgien zum Ausdruck
/bringt , die er aber als teudenzi»» bezentzven müsse , weil st,
. den Gedanken aufkemmen lasse , dass der Seuatsausfchutz „fast
einstimmig" die schriftlichen und mündliche« Kundgebungen

‘Poincares zu der Frage der nach dem 31. Mal gegen Deutsch-
duch z« ergreifenden Sanktionen gebilligt Hütte . Er ,
diEstournelles , habe , was . di« Möglichkeit demnächstiger mili¬
tärischer Operationen betreffe , die Frankreich allein unter¬
nehmen würde , nicht de« Eindruck einer „fast einmütige » Zu¬
stimmung des SenatSansfchusseS" gehabt . Auf alle Fälle habe
er selbst ein ganz entgegengesetzle» Empfinde» dadurch zum
Ausdruck gebracht, dass er fich auf den Standpunkt gestellt
Habe, Frankreich könne vernünftigerweise , um Deutschland
Dur Erfüllung seiner Verpflichtungen zu veranlassen , nutz
Mit seinen Alliierte « zusammen Vorgehen und wenn er ge-
tzchlubt hätte , dass ein Protokoll der Besprechung veröffentlicht
werden würde , so hätte er an die voll« Unparteilichkeit de»
Vorsitzenden appelliert , damit feine Meinung darin ausge¬
nommen würde.

England unß Frankreich.
«Westminster Gazette " sagt in einem Artikel über die Be-

datungen Lloyd Georges mit den deutschen Ministern : Ms
Nation wäre England gerne an Frankreichs Seite auch wei¬
terhin geschritten. Man Wnne jedoch nicht länger die Tat¬
sache übersehen, dass fich beide Völker nicht mehr in Sympathie
»»einiander befinde», nicht weil sie jedwelche Ursache zu Mei -
enrngSverschiedenheiten untereinander hätten , sondern weil

>* eide Rationen verschiedene Borftellungrn von der Zukunft
Europas habe«, worauf ihr« Haltung in Genna zurückgeführt
werden müsse.

Reue Instruktionen für Barth »«.
„Oeuvre " teilt mit , dass Barthou mit genau begrenzten Jn -

Uruktionen die Rückreise nach Genua antrete . Er dürfe nicht
ftulaffen, dass das Problem dos Freihandels oder des Schutz-
Doll » diskutiert werbe. Es sei ihm ferner nochmals auferlegt
Norden, das Reparationsproblem , fei es auch nur indirekt, na -
wentlich anlässlich der Diskussion des Planes von Sir Robert
Hörne, betreffend den Ausgleich der Kriegsschulden unter den
Alliierten , nicht diSknttere« zu lassen . Auch habe Barthou eine
Neue Instruktion erhalten , die, dem Blatte zufolge, darin be-
Athen soll, dass Frankreich den Grundsatz verteidige, dass alle
in Genna «ntrrzrtchnrten Abkomme« nicht notwendigerweise
Mc Unterschrift aller in Genua vertretenen Staaten tragen
wüssten . Es könnten also England und Italien sehr wohl die
WowjetS be jure anerkennen , ohne dass das die anderen Mächte
Verpflichten würde, und Frankreich und Belgien könnten die
Unterzeichnung des russischen Memorandums verweigern ,
lohne dass dadurch die anderen Staaten eine Behinderung er¬
fahren würden .

Wirtschaftsfragen .
Die dritte Kommission (Wirtschaftsfragen ) ist gestern nach-

sttütag unter dem Vorsitz Lolrats zu einer Vollsitzung zusam-
wen getreten . Der Artikel ESO, 51, 52 und 63 des Londoner
Wachverständigenberichts, die eine neue Fassung erhalten hak¬
st»», wurden geprüft und angenommen . Die genannten Artikel
sttziehen sich auf verschiedene allgemeine wirtschaftliche Fragen
wi, auf die Zulassung von Waren und den Warentraußtver -
kehr. Die Kommission nahm ferner Artikel 45, der die Roh¬
stoff« betrifft , in neuer Fassung an .

Genehmigt wurde eine wichtige Resolution über HaNbrls-
Dertrüge, eine Anempfehlung, in der den verschiedene » Staa .
ten empfohlen wird, mit allen Mitteln , die Entwicklung der
ltwbwirffchaftllche« Produktion zu fördern , und eine ander «
Anempfehlung , in der der Völkerbund zum Zusammenwirken
Wst dem internattonalen Ackerbauinstitut zwecks Beobachtung

Senfser schon beschlossener Vorkehrungen aufgefordert wird.
it der Beratung des von dem Sachverständigenausschuss vor¬

bereiteten Textes über Arbeiterfragen , der von der ersten
Unterkommission abgeändert worden war , haben die Arbeiten
ber Kommission ihren Abschluß gefunden .

Lin neuer LrgSnzungsetst .
Das Fortschreiten der Geldentwertung hat die ReichSregie-

rung veranlasst , in einem neuen ErgänznngSetat Abänderungen
an einer Reihe von Haushalten des Etats für 1922 vorzu¬
nehmen. Das gilt zunächst für den Etat der allgemeinen
Umanzverwaltung . Die Reichsregierung glaubt auf Grund
Bener Veranschlagungen aus den neuen Steuergesetzen rund
ft» Milliarden erwarten zu dürfen . Den Mehreinnahmen
ston 9,8 Milliarden treten Mehrausgaben von 5,2 Milliarden

«eniider, so dass 4,8 Milliarden verfügbar bleiben , die in»,
fordere dazu dienen sollen, die Bezüge der Militärrenten »

Wtpfänger und der Sozialrentner aufzubeffern . Der heim
Mat der allgemeinen Finanzverwaltung veranschlagte über »
« buh von 18,6 Milliarden hleAt unangetastet . Weiter «

Abänderungen betreffen den Haushaft für die Ausführung
des FriedenSdertrage ». Rach der Entscheidung der Repara »
ttonStonrmiffion sind bekanntlich zu leisten für 1WL 780 Mil¬
lionen Goldmark in har und 1450 Milklone« Gelldmark in
Sachleistungen , das sinK nach dem UmrechnnngSfnss 1 :45
135 Milliarden Papiermark . Rach dem jetzt angemessenen
LmvechnungSfntz von 1 :7V erhöht sich der ReparattonSetat
insgesamt auf 228,4 Milliarde ». Diesen stehen als Deckung
gegenüber lediglich 16,5 Milliarden au » dem Etat der allge¬
meinen Reichsverwaltung . Rechnet man den Ertrag der
AvanfiSanleihe nach dem UmrechnungSfuss 1 zu 70 mit
70 Milliarden Papiermark, so bleiben immer «och 139,9 MU-
tterd «» beim Rep«ratt »»Setat ««gesteckt . Der Reichörat hat ,
diesen Vorschlägen der ReichSregievuug in seiner vorgestrige«
Sitzung zugeftimmt.

Stürmische Szenen im preutz. Landtag .
&n preußischen Landing protestierte gestern vor Eintritt in

dre Tagesordnung der kommunistische Abgeordnete Katz, da¬
gegen, dass um da» La«dt»gSgebüu »e und rn demselben Schupo
-nsammengezogeu sei. Er erklärte , dass die Kommunistenkeme Neigung hätten , die Verhandlungen unter dem Schutzder Schupo stattfinden zu lassen, und dass «» sich ebenso wie
vorgestern vor dem Rathause um eine Herausforderung
handle . Als währenh seiner Red« Oberst Kaupisch von der
Schupo in Uniform im Saale erschien und dem Minister
Severin « « ine Mitteilung machte, entstand auf der äutzerstenLinken ein u»geheurer T«m»lt, Kommunisten und einige Un¬
abhängige stürzten fich auf den Oberst , dem da, Wort „Mut -
Hund zugerufen wurde. Der Lärm dauerte fort , so dass
Präsident Leinrrt die Sitzung vorläufig aufhob.

Rach Wiederaustuchme der Landtagssitzung erklärte Präst .
drnt Lernert , ihm sei bekannt, dass in der Umgebung des Hau -
ses Schupo angesammelt sei . Ausserhalb des Hauses habe er
aber nicht die Möglichkeit , gegen die Polizei etwas zu unter¬
nehmen . Er habe Anweisung gegeben , dass kein Schupo in
das Haus erngelaffen werde. Der Zwischenfall im Hause stellealles in Schatten , was bisher im Landtag vorgekommen sei
^ ävm hei den Kommunisten) . Angesichts der Vorgänge , die
sich unter der Führung der Iiibgeordneten Paul Hoffman » und
Schultz-Neukölln abspielten , könne er nur an alle Abgeordne¬ten die Bitte richten, nichts anderes zu tun , als was die Ord¬
nung des Hauses von ihnen verlangt (Beifall bei der Mehr¬
heit ) . Wenn das nicht geschehe, müsse er van allen geschäfts-
ordnungsmässigen Mitteln den strengsten Gebrauch machen
(Beifall bei der Mehrheit , Lärm bei den Kommunisten ) .

Hierauf trat das Haus in die Beratung der Juterpellatiou
betreffend die Vorgänge vor dem Berliner Rathaus ein.

Irurze polst, ftadiricbten.
* Umzingelung Pekings. Reuter meldet : Die Truppen Wu -

pej fn» haben Peking »mzingett. Die Armee Schanatsolins ,die in der Nähe der Stadt stand, ist zerstreut worden . Der ge¬
samte Eisenbahnverkehr von Peking aus ist unterbrochen.

Dadiscke Illebersicbt.
Badischer Landtag .

Das Taschengeld der Kriegsbeschädigten .
Öm Landtag erschien vor kurzem eine Deputation der im

« ewoAungskrankenhaus Karlsruhe untergebrachten Kriegs -
beschädigten und ersuchte die Vertreter der einzelnen Frak -
ttonen , für hie Erhöhung ihres Taschengeldes von 3 und 5 M.
pro Tag einzutreten . da sie damit unter keinen UmständenouSkommen können . Deswegen beschäftigt« sich am Donners ,
tag der HauShaltsausschuh des badischen Landtags damit ,wer! zugleich auch eine Eingabe dieser KriegsbeschÄigteu mit
den gleichen Wünschen vorlag , die 68 Unterschriften trug . Mit
seltener Emmütigkeit sprach sich der Haushaltsausschuh dafüraus » beim Reiche für die Erhöhung dieser 'Sätze des Taschen¬
gelde- einzutreten .

Döe Regier» teilte mit, dass sie für die Erhöhung deS
Taschengeldes für di« Kriegsbeschädigten beim Reiche einge¬treten sei, sie wolle dieses abermals tun . Eine Änderung deS
Reichsversorgungsgesetzes sei notwendig. — Von Mitgliedern
des Haushaltsausschusses wurde noch angeregt , vom Lande
Waden finanziell einzugrerfen . Es wurde erwidert , das sei
nicht angängig wegen der Nachwirkungen für die anderen
Länder des Deutschen Reiches . — Beschlossen aber wurde ein¬
stimmig »die Eingabe der Kriegsbeschädigten der Regierung
unbedingt empfehlend zu überweisen . Sie soll« die Verbä/t -
niffe prüfen und eventuell «inen Bettag in den nächsten Ram -
trag einstellen".

*

Das Beotzfichtmigskrankenhaus Heidelbrrh .
Äm Haushattsausschuss kam durch «in Mitglied der deutsch -

nationalen Landtagsfrattion dies« Angelegenheit zur Sprache ,da die Presse und die sonstige Öffentlichkeit — an den Plakat¬
säulen waren ebenfalls Flugblätter und Erklärungen zu lesen— sich mit ihr beschäftigt hatte . Ich Reichstag haben unab¬
hängige Abgeordnete eine Anfrage einaereicht. Beschwerde¬
führer ist die Gauleitung Bade« des Reichsbundes der Kriegs ,
beschädigten , KttegSteilnehmer und KriegShinteriRiebenen . Das
Weobachtungskrankenhaus (kurz Beokrä genannt ) ist eine Ein¬
richtung deS ReichSarbeitSmimsteriumS, die badische Regierung
hat mit seiner Verwaltung nichts zu tun . Es sollen dort die
Leiden der Kriegsbeschädigten festgestellt und dann das weitere
veranlasst werden . Die Untersuchten klagten nun über Fehl¬
au lachte» und über forsches Austreten mancher jungen Arzte .
Das badische Arbeitsmimsterium hielt am 8. März mit Ver¬
tretern de» Reichsbunde» eine Zusammenkunft ab , um di«
Differenzen zu schlichten. Einer von der Organisation ge¬
wählten Kommission sollte ständig Einblick in die Vorgänge
im Heidelberger Beobachtungskrankenhaus gewährt werden .
Damit schien Abhilfe möAich . Allein Berlin hat verfügt , dass
das BeobachtungskrankerchauS nicht geschlossen werden kann ;
die Kommission wurde al^ elehirt. Daraufhin hat der Reichs¬
bund fern« Mitglieder aufgefordert , einer Einweisung in die
Beokra nicht Folg« zu leisten. Der HauShaltSauSschntz ersuchte
da» AtbeitSministerium , für Schlichtung der Differenzen ve»

K g» sein. Die Weigerung der Kriegsbeschädigten, die
ra nicht mehr zu benutzen, könne er aber nicht gntheissen,

da dies zum Schaden der Betreffenden auSfchlage. — Ein
sozialdemokratischer Abgeordneter teilte noch mit , mau habe
m Heidelberg, als man von den Rotstandsarbeitern 88 Leute
in der Beokra untersuchen Uetz , keine schlechten Erfahrungen
gemacht. Anstatt di« WlGnung der Kommission hätte « au
von Berlin jemand nach Heidelberg schicken sollen. Dann
wären vielleicht di« SHsierigketten beseitigt worden . — Zn
wünschen sei die rasche Beilegung der bedauerlichen Konflikte.
»Siehe auch Notiz in heutiger Nummer : Da » Beobachtung »-
trankenhau » in Heidelberg.)

Das Veobschtungskrsnkenbaus
Deidewerg .

Di » HvupwersorgungSamt Karlsruhe ttilt mit : Di « Ga » ,
leitrrng Baden de» Reichsbundes der Kriegsbeschädigten.KriegStellnehmer und KriegshinterbliÄbenen verbreite! in de»>
Tagesblättern ein „Erklärung " zu den Ausführungen de»
HauptversorgungSamtes in der Presse.

Au dieser Erklärung sei festgesttllt:
1. Der Reichsbund weigert sich, sein angeblich zur Ber »

fügung stehendes Material gege» die Arbeitsweise de,
WeobachtungSkrankenhauseSHeidelberg zu nennen . Wa¬
rum tut er daS? Weil er entweder gar kein Materjp !
bat oder aber befürchtet, dass es einer ernsten Nachprü¬
fung nicht standhalten könnt«.

v . Der sozial« Charakter und der grosse Nutzen des Beobach.
tuugSttankenhauses für die soziale Fürsorge wird von
dieser anerkannt .

8. Di « Erklärung des Reichsbundes läßt erkennen, dass die¬
ser seine Stellung selbst für sehr schwach hält ; er sucht
Bundesgenossen zu werben , indem er die Unrveösität Hei¬
delberg und die badische Ärzteschaft gegen das Beobach¬
tungskrankenhaus zu einem Kampf «mfrufen will, an dem
die Ärzteschaft kaum Interesse haben dürfte .

4. Mit seiner Rechtsausführung zu § 81 des Berfahrensge -
setzeS wird der ReichSbund nicht weit kommen. M «
Kriegsopfer werden es sein müssen , di«, wenn sie dem
verhängnisvollen Rat des ReickMundeS folgen, den Scha¬
den aus dem Kampf des Reichsbundes haben werden . Si «
feien daher in ihrem eigensten Interesse hier nochmal»
dringend davor gewarnt , der Mifforderurm des Reichs¬
bundes Folge zu leisten und etwaigen Einberufungen in
das BeobachtungskrankenhauS Heidelberg nicht nachzu¬
kommen.

Die Lbesckeidnngskrage im Landtag .
Im Anschluss an die Justizdebatte im Landtag veröffentlicht

ber „Volksfreund " von objektiver Betrachtungsweise zeugende
Darlegungen zur Ehescheidungsfrage von S . Grünäbaum . Der
Verfasser schreibt :

„Vor allem stand im Vordergrund die Ehescheidungsfrage
— ein gerade heutigen Tages aktuelles Problem . Aktuell nicht
nur wegen der Fehlten , die im Wesen der zu rasch vollzoge¬
nen Kriegsehen lagen, sondern vor allem aus dem Anders»
geartetsein der Ehegemeinschaft in nervös intellektuellen Mas»
senzentten gegenüber isoliert primitiven Hausgemeinschaften.
Während in letzterem Zustande bei normaler Funktion der
Bestand so ziemlich aller Ehen gesichert war und ist, find hier
ln modernen Lagerungen verhängnisvolle Erschwerungen ein.
getreten . Nicht nur , dass fich au» den Zusammenballungen
der Menschenknäule in den Großstädten und Situationen mit
dem ständigen Jneinanderlaufen von Beziehungen und Situa¬
tionen leicht Verschuldungsverwicklungen ergeben können, die
durch Autzenbedrohung weniger gefesttgten Eheteilen leicht ge» ,
fährlich werden können , bringt die oft allzu sensible At¬
mosphäre hochkulturisierten modernen Menschentums mau»
nigfach ehesprengende Reibungen innerer Art . Bei gutem
Willen , wahrer Liebe und ernster Sittlichkeit, sollen und müs¬
sen , sofern Artverwandtschaft vorhanden, diese Reibungen
überwunden werden mit dem Resultat jenes Kompromisses,
ber nun einmal in der Tragik allen menschlichen Seins liegt.
Wie sonst, ist aber auch hier manchmal dieser Kompromiss
nicht möglich oder auch nicht mehr möglich. Zu spät bemerkte
Artverschiedeuheit. geistiger Abstand , psychisch -physische Diffe¬
renzen , auseinanderlaufende Entwicklung, Imponderabilien ^
können die Ehegemeinschaft in einem Masse zerrütten , dass
das Zusammenleben Höllenqualen bereitet. Soll nun , wie es
bisher das Gesetz vorschreibt , eine derartige zerrüttete Ehe
nicht geschieden werden dürfen, weil ethisches Empfinden Ehe¬
bruch verhiirdert ? Bedeutet es nicht wahre Sittlichkeit, ein«
zerfallen « Ehe, die doch keine Gemeinschaft mehr ist, zu .treu »
nen ? Ist es nicht berechtigt , wenn ein solcher Zustand eingetre¬
ten ist, die Forderung ans Scheidung zu stellen , auch wenn
kein Verschulden eines Eheteils vorliegt, sondern nur eine
Zerrüttung der Ehe besteht ? . . . Wenn auch durch die Zu - .
grundelegung des Zerrüttungsprinzips bei der Ehescheidung
nicht mehr gutzumachen ist, was an Lebenswerten durch eine
vernichtete Ehe verdorben, so wird immerhin den Ehegatte»
die Möglichkeit zu einem anderswo zu findenden neuen Le¬
bensglück nicht mehr versperrt . Allerdings liegen auch hierin
Gefahren . Abgesehen von der Gefahr leichtsinnig geschloffe»
ner Ehen bei allzu leichter Lösbarkeit und den materiellen
Schwierigkeiten , in die bei allen gesetzlichen Sicherungen die
von ihrem Mann geschiedene Frau sehr oft gerät , ist di«
geschiedene Frau fast durchweg die Unterlegene. Äußerlich
mit einem Stigma belastet , das sic leider vielfach
als Freiwild sehen lässt, ja bei entsprechender Artung
uranchmal mit abwärts führender Kurve freiwillig selbst dazu
macht, gerät die Frau durch ihr psychisch - phhsiologislhes Sein
nach der Scheidung in einen Zustand innerlicher Gebrochen-
heit, den sie nur selten überwindet. Ernsteste Prüfung vor
Lcbensbindung und zurückhaltend weisester Gebrauch der Ehe¬
scheidungsmöglichkeiten wird deshalb auch dann an: Platze
sein, wenn die notwendige Erleichterung der Ehescheidung ^
ReickSgesetz geworden ist , indem es fich hier um eine jener
Rechtsnormen handelt, die, wenn die jetzige Form des Fami¬
lienlebens Leibehalten werden soll, nur AuSnahncenorme»
sein dürfen , so erforderlich auch diese Ausnahmen sind ."

Aus der Landeshauptstadt .
Regimentstag der ehe« , badischen Leibgrrnadirrc .

* Der Regimentstag der ehemaligen badischen Leibcirena- -

diere, der Gelegenheit geben soll, die Gefallenen d«S Regi¬
ments zu ehren , hat bereit» am Donnerstag abend uiit eine«
WohlkätigkettSionzert begonnen, da» zugunsten der Hinter «
bliebenen von KriegSgefallenen im CafS OHSon veranstaltet •
wurde . Gestern abend fand unter zahlreicher Teilncchm« «m
Woettge-Gedenkkonzert in der Jeschalle statt , bei dem dt«
Harmoniekapelle unter der Leitung von Hugo Rudolf ein«
Reche von Kompositionen des einstigen Leiter» der Leid»
grenadierkapelle vorttug . Heute nachmittag 4 Uhr wird ein«
Gefallenen -Gedenffeier auf dem Ehrenftiedhof stattfinden, de«
heute und morgen noch weitere Veranstaltungen folgen wer.
den. «Nicht monarchistische «, noch nationalistischen Tendenzen
vollen und sollen" , wie der „Badische Beobachter" in einen»
Begrüssungsarükel in voller Übereinstimmung mit uns her»
vorhebe, «die RegimentStage dienen, , fie sind vielmehr Tagev
die alle frühere « Kameraden zum Wiedersehen, zunr Hände»
druck zufammenführen . Tage freudigen Wiedersehen», Tag« ftol,
zer Tag« still« Ged« ck«nS «» dt« ««,
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falle««« Kameraden . In hiefem Geiste kommen die ehem.
Angehörigen de» Regimen !» in Karlsruhe zusammen ."

Wir hoffen bestinnnt , daß dieser Geist auch in den Ber -
anstaltungen in Erscheinung treten wird . In dieser Boom »«
setzung darf jeder Bürger unserer Stadt die Festteilnehmer
Herzlich willkommen heißen.

DZ . Auf Einladung de» Bunde » für Deutsche Kamllte und
BolkSkraft sprach dieser Tage Prof . Dr . Brunner (bekannt
au » dom Berliner Reiyenprozeß ) im Geschältesaal über die
sittlichen Schäden und Forderungen . Kn Anschluß an feine
AnSsührungen fanden zwei Entschließungen einstimmig An-
« --hme. In der ersten wird Prof . Dr . Brunner aufrichtiger
Dank für sein mannhafte » Auftreten im Berliner Reigenpro -
»eß ausgesprochen und da» Gelöbnis » alle Kraft für die Er¬
haltung der deutschen Reinheit und Sitte einzusetzen, zum
Heile unserer Jugend , der Hoffnung unsere » Vaterland «».

Die zweite Entschließung wendet sich an die badische Re¬
gierung mit der Bitte , mit vollem Nachdruck alle» zu unter¬
stützen, was geeignet ist. der höchst bedauerlichen Verderbnis
weiter Volkskreise durch Schund und Schmutz zu steuern. Bor
allem weist die Versammlung auf die Frage der Überwachung
de» Lichtspielwesen» hin und spricht den Wunsch au », di«
badische Regierung möge darauf hinwirken , daß — über die
vl »^ unzulänglich empfundene Prüfung bei den llberwachungs-

»inau » — durch schleunige
rüfüngSs

BerbotSrecht

pellen in Berlin und München hinan » — durch schleunige
Einführung von LandeSprüfüngSstellen und örtlichen Hicht-
fpiela -usschüfferr mit BerbotSrecht weiterem Unheil ernstlich
vorgöbeugt wird .

Die Galerie M»»». Kaiserftxaße 187, zeigt in ihren Räumen
vom 3 .—31 . Mai 1923 eine SonderauSstrllung Gemälde von
Professor Wilhelm Bolz, ferner eine Gemälde -Kollektion von
E . Riffel und Einzelwerke von SL Lemmer , Prof . H . v . Volk-
mann . R . Probst . G . Kullrich u . a .

Bon Ottohan » Beier sind neue Lithographien , von P . F .
Meyer -Pforzheim neue Holzschnitt« ausgestellt .

Radiscke Semeindesckau.
Badischer Gemeindrverband .

Über die Sitzung de» Berbands -Borstande- , die am 88 . April
i :>22 in Karlsruhe abgehalten wurde, geht uns der folgende Be¬
richt zu :

1 . Erhöhung der staatlichen Bandarlehe «. Der Vorstand
hält im Hinblick auf die neuerdings eingetretene weitere Teue¬
rung eine Erhöhung de» Landesdarlehen » auf ca. 13—1600 M.
pro Quadratmeter für dringend notwendig und ersucht die
Regierung , für eine wirklich zeitgemäße Erhöhung der jetzigen
Satze von 460 bezw . 600 M . einzutreten . Ein Betrag von
>700 bis 900 M ., welcher durch die Reichsregiernng in Vorschlag
gebracht worden ist, erscheint zu nieder .

2. Erhöhung der WohnuagSabgabe . Der Vorstand nimmt
Kenntnis davon, daß vom 1. Oktober 1921 bi» 21 . März 1922
st Proz . und vom 1. April 1922 an 5 Proz . des Steuerwert »
gl» Abgabe erhoben werden sollen und billigt die vorgeschla¬
gene Regelung , wonach in Gemeinden unter 4000 Einwohnern
die Erhebung der Abgabe von den Hauseigentümern oder von
den Mietern in das Belieben der Gemeindeverwaltung gestellt
Werden soll .

3. ReichSmtetengefetz . Dem Arbeitsministerium werden Vor¬
schläge für die badische Bollzugsverordnung gemacht.

4 . Tarif der von den badische« Armenverbäade « gegenseitig
zu erstattende« Armenpflegekostrn. Einer Erhöhung der Ta¬
rifsätze auf 80—26 M . wird zugestimmt.

5 . Polizeigesetz. Der Entwurf des PolizeigeseheS wird im
großen und ganzen gutgeheißen. Der Vorstand wünscht aber
eine genauere Abgrenzung in den Befugnissen der staatlichen
Polizeiorgane bei Wahrnehmung ortspolizeilicher Angelegen¬
heiten .

6. Wohlfahrtspflege . Die Ausgestaltung der gesamten Wohl¬
fahrtspflege auf dem Lande (Kleinkinderfürsorge , Jugendfür¬
sorge, Kriegshinterbliebenenfürsorge , Kleinrentner - und So -
zialrenterfürsorge , Armenpflege, Gefangenenfürsorge , Woh¬
nungsfürsorge , Tuberkulosenfürsorge usw. ) wird als erforder¬
lich erachtet. Der Negierung werden entsprechende Vorschläge
gemacht.

7. Beteiligung der Landgemeinden an der badischen Bau -
stoffbeschafsun, G . m. b. H. in Karlsruhe . Durch Verhand¬

lungen mit der Bad . Ban stofkbesckaffung G . « . b . H. in Karls¬
ruhe soll de« Landgemeinden die Beteiligung ermöglicht wer¬
den.

8. Stnkchnmensteueraatett « der Gemeinde« . Der Vorstand
nimmt von de« bei den verbandSgemeiaden gesammelten
Material Kenntnis und stellt fest, daß nach dem Ergebnis die
weitere Beibehaltung der bisherigen gesetzlichen Regelung un¬
möglich erscheint. Nachdem der Entwurf de» neuen Lande»-
steuergesthe» wohl eine kleine Verbesserung, aber keine wirk¬
liche Abhilfe vorsieht, soll der Antrag vom 16 . März 1922 wie¬
derholt werden, wonach den Gemeinden bei Änderung de» bad.
SteuerberteilungSgrsetzeS einstweilen mindestens der Sfache
Betrag der Garantiesumme fortlaufend al» Abschlagszahlung
zugewiesen werden soll, um ihnen die erforderlichen Mittel
zu verschaffen, und um den Nachteil der jetzigen Abrechnungs-
Weise zu vermeiden, bei der die Gemeinden die ihnen e »e -
gültig zustehenden Beträge immer erst dann erhalten , weiul Ser
Kaufkraft de» Belde» weiter vermindert ist. Bezüglich des
Verteilungsschlüssels selbst werden in der Erkenntnis , daß da»
Steueraufkommen de» Jahre » 1919 für die Verteilung nicht
dauernd maßgebend fein kann, neue Vorschläge gemacht.

9. Besoldung der Grmeiudrbeamten . I . Die Sätze der neuen
ReichSbesoldungsorduung finden vom 1. April 1922 an auf die
Beamten und Bediensteten der Gemeinden Anwendung . Die
Frauenzulage wird nur den Vollbeschäftigten und unter Be¬
rücksichtigung der gegebenen Verhältnisse im einzelnen Falle nur
dann gewährt , wenn die Frauen im eigenen oder fremden
Betrieb nicht erwerbstätig sind . II . 1. Die Selbstversorger
erhalten den allgemeinen Teuerungszuschlag nicht , wohl aber den
Überteuerungszuschlag von 90% aus die ersten 10 000 M . Gehalt
(Grundgehalt und OrtSzuschlag). Vollbeschäftigten Gemeinde¬
beamten und Bediensteten werden indessen in der Regel auch
al» Selbstversorger sämtliche Zulagen bewilligt. Als Selbst¬
versorger werden in der Regel diejenigen Beamten angesehen,
welche 80 Ar ertragsfähige , landwirtschaftliche Fläche auf den
Kopf ihrer unterhaltspflichtigen Familie , mindestens aber 100
Ar, bebauen . _

8. Die Kinderzulagen werden nur den haupt¬
beruflich beschäftigten Beamten und Bediensteten gewährt . Al»
hauptberuflich beschäftigte Beamte gelten diejenigen, deren
Einkommen vorwiegend au » dem, Gemeindedienst besteht.8. Die Einreihung der Gemeindebeamten (ausgenommen die
Bürgermeister ) ist von Gruppe VH an an eine gewisse Vor¬
bildung wie bei Reich und Staat gebunden . ES sollen daherGemeindebeamte mit einem Lebensalter von unter 30 Jahren
nur nach Ablegung "ber zwischen dem Badischen Gemeindever¬
band und dem Zentralverband der Gemeindebeamten Baden»
vereinbarten Prüfung in Gruppe VII und aufwärt » ringe-
reiht werden ; Gemeindebeamte, welche über 30 Jahre alt und
in Gruppe VII oder in höheren Gruppen eingereiht sind ,
sollen Ausbildungskurse besuchen .

10 . Bildung von Schlichtungsausschüssen für Gemeinde- und
Kürperschastsbeamte. Der Vorstand ftnncht sich grundsätzlich
dafür aus , daß in die SchlichtungAauSfchüffe auch Gemeinde¬
rats . und Bürgerausschußmitglieder ausgenommen werden, er
wendet sich aber dagegen, daß die Bürgermeister als die be¬
rufenen Gemeindevertreter deshalb ausgeschlossen werden sol¬len, weil sie Gehaltsempfänger sind.

11 . Grmeindesatznngen über die allgemeinen Dienstpflichten
und Rechte der Gemeindebeamten . Im Benehmen mit dem
Zentralverband der Gemeindebeamten Badens sollen Muster -
satzungen aufgestellt werden.

12 . Schnlpfründevermögen . 83« der kommenden Änderungder Schulgesetzgebung ist die bedingungslose Freigabe aller
von den Gemeinden herrührenden BermögenSbeftandteile der
Schulpfründe , sofern und soweit hinsichtlich derselben ein pri¬
vatrechtlicher Entstehungsgrund nicht nachgewiesen werden
kann, zu beantragen .

13. Lastenausgleichstock . Von der Tatsache, daß der Lasten¬
ausgleichstock im Jahre 1922 über bedeutende Mittel (ca . 48
Millionen Mark ) verfügen wird, nimmt der Vorstand mit Be¬
friedigung Kenntnis , weil sehr viele Gemeinden des Lande»
sich wirtschaftlich am Ende ihrer Kraft befinden und auf Unter¬
stützung seitens des Landes oder aus Mitteln de» LastenauS-
gleichstark» angewiesen sind .

Die von der Wasser- und Straßenbaudirektion in Karlsruhe
nachträglich angeforderten Landstraßenunterhaltungskostenbei - '
träne sollten auf den Lastenausgleichstock übernommen werden,weil den Gomeinden die Möglichkeit genommen war , die Be¬
träge im Jahre 1919 aus die Umlage zu schlagen und damit
im Garantiebetrag zum Ausdruck zu bringen .

Staatsanzeiger.
Dir « pottzekr in « rieten tzrtr.

Die persönliche Berechtigung »um Betrieh der Apotheke tß
« rieten , Amt WcAdshut. wird zur Bewerbung auSgefchcteben
Die Übertragung der Ko .-zeffion auf die Gemeinde Grieß «
bleibt Vorbehaltea .

Bewerbungen sin» unter Anschluß der erforderlichen Zeug
nisse dtnner » vier Wochen hierher einzureichen.

Karlsruhe , den 4. Mai 1982.
Badisches Ministerin » de» Inner «.

I . A . : Arasperger . Zelle»

gdersoneller Teil.
Ernennungen. Versetzungen, Zuruhesetzungen usw

der plamuShig« Beamten
Aus de« Bereich des Ministerium » de» Inner » . '

Ernannt :
Anstaltsarzt Dr . Walter Moog an der Heil- und Pflegen «-

stakt Emmendingen zum Bezirksarzt in Bühl , AnstaltSarzt
Dr . Han » Göckel an der Heit - und Pflegeanstalt in WieSloch
zum Bezirksarzt in Meßkirch unter Zurücknahme seiner Er¬
nennung zum BezirkSarzt in Bühl .

Planmätig «»gestellt:
als Oberrevisor beim Bezirksamt Pfullendorf Ratsch reibe«

Karl Werner .
versetzt :

VerwaltungSobersekretär Albert Retnbnld beim Bezirksamt
Tauberbischofsheim zum Bezirksamt Mörzheim .

Justizministerium.
Angelasse« als Rechtsanwalt :

Gerichtsaffessor Dr . Hermann Brender heim Landgercht
Heidelberg.

» ersetzt :
die Justizobersekretäre Friedrich Weißer beim Landgericht

WawShut zur Staatsanwaltschaft daselbst und Karl Dteh«
bei der Staatsanwaltschaft Waldshut zum Landgericht da-
selbst ; Justizassistent Ernst Köbele beim Notariat Singen
zum Notariat St . Blasien ; Gerichtsvollzieher Heinrich va «-
« an « in Waldshut nach Heidelberg.

Ministerium deS Kultus uud Unterrichts .
Ernannt :

Professor Eduard Rach am Gymnasium in TauberbischofS-
heim zum Direktor dieser Anstalt» der frühere Direktor de»
Gymnasium» mit Realschule in Diedenhofen Dr . Heinrich
Stephan au » Achern zum Direktor am Gymnasium in Donau -
eschingen , Professor Georg Schlundt am Gymnasium in Karls¬
ruhe zum Direktor des Gymnasiums in Wertheim, den außer¬
ordentlichen Professor Dr . Robert Schwarz an der Universität
Freiburg zum planmäßigen außerordentlichen Professor in der
natürwiffenschaftlich-mathematischen Fakultät der Universität
Freiburg , den Privatdozenten an der Universität Leipzig Dr .
Peter Stark mit Wirkung vom 1 . April 1922 zum planmäßi¬
gen außerordentlichen Professor für Forstbotanik an der Uni¬
versität Freiburg , RegierungSrat Karl Schulte» im Ministe¬
rium des Kultus und Unterrichts zum Direktor an der Ge¬
werbeschule in Baden-Baden , den Leiter der Gewerbeschule
Brette «, Gewerbelehrer Max Keberske, zum Direktor, die Lei¬
ter der Handelsschulen, Handelslehrer Bernhard Zivi in
Bruchsal, Johann Brenneisen in Lahr , Hermann Schlegel in
Lörrach und Josef Zllrn in Offenburg zu Direktoren » Amt«,
gehilfe Peter Walter am Gymnasium in Heidelberg zum
Hausmeister daselbst .

versetzt :
die Direktoren Dr . Fritz Bucherer am Gymnasium in Pforz¬

heim an jenes in Heidelberg, Oskar Armbruster an der Les-
singschule in Mannheim an das Gymnasium in Pforzheim .
Dr . Josef Lengle vom Gymnasium in Tauberbischofsheim an
das Berthold -Gymnasium in Freiburg , Dr . Hermann Riege»
vom Gymnasium in Lahr an jenes in Mannheim , Oskar
Spach vom Gymnasium in Donaueschingen an jenes in Lahr .

Auf Ansuchen entlasse« :
Rebifionsinspektor Franz Zoller beim Kathoü .

'che« Oberstif¬
tungsrat .

Landestheater .
ß — 10 Uhr. 55 Mk .

Die Meistersinger
von Nürnberg .

Sonntag, den 7 . Mai.
Konzerthaus .

7 — 7*10 Uhr. 21 Mk.
Die beiden
Seehunde .

GALERIE MOOS
187 Kaiserstraße 187

Professor W . Volz
E . Riffel , A . Lemmer und andere |

Mai 1922 . i

Stadt Pforzheim .
Die Auskolkung der II . Zinsschcin -

icihk der 1912er Aulrihe.
Zu den Schuldverschreibungen der 1912er Anleihe

sind für die Zeit vom 1 . Mai 1922 bi» 1 . Mai 1932
weitere Zinsscheine nebst Zinsscheinanweisungen aus -
zufolge«.

Die Inhaber solcher Schuldverschreibungen können
die neuen ZinSscheinbogen gegen Rückgabe der mit der
vorigen Zinsscheinreihe übergebenen Zinsscheinanwei-
sung von heute ab bei der Stadtkaffr Pforzheim
während der festgesetzten Kaffenstunden oder auch bei
den auf den Schuldverschreibungen und ZrnSscheinen
angegebenen Zahlstellen beziehen. Zu diesem ZweÄ

. Ruck
de» Ein -

. . — - - wenn nicht« ne geringere oder höhere Wertangabe verlangt wird.
Ist eine ZinSscheinan! ei , mg abhanden gekommen,io ist hievon die Stadkasse unverzüglich unter Vorlageder betreffenden Schuldverschreibung in Kenntnis zusetzen . In letzterem Falle erfolgt die Verabfolgungdes neuen Zmsscheinbogens an den Jrchaber der

Schuldverschreibung.
Pforzheim , den 4 . Mai 1922 .

Der Oberbürgermeister.

‘ '
1 unis

MjWmWtW
nach dem im Großherzogtum Baden

— geltenden Recht —
Eingehende Darstellung

rtoen Vorschriften
der in

Betracht kommend
des Bürgerlichen Gesetzbuches
und des Badischen Jagdgesetze»
— nebst Vollzugsverordnung —

Bon
Dr . Mar Dittler , RegierungSasseffor

Preis 9 Mark.
« . Brannfche Hofvuchdruckcretund « erlag ,
Karlsruhe in Baden , Karlfriedrichstraße 14.

Papierhoh -Berkauf.
Aorstamt Pforrhet « verkauft freihändigaus dem Staaiswa ' d . Hagenschieß " etwa 780 Gier

entrindete » Papierhvlz (meist ieannen ) in einem
Angebote find bi» spätesten» Mautag . de«

256. Mai d. I . abend » bei dem Forstamte , da»
nähere Auskunft « teilt, einzureichen. R -2192 .1

SmNiwe Bekanntmachung .
Die Bekämpf ««- »er Maul - und Klauenseuche

betreffend.
Nachdem die Abheilung der s. Zeit unter dem Ziegen-

bestande de» Josef Stähle hier, Winterstraße 39 (Stal¬
lung an der Wiesenstraße) festgestellten Maul - und
Klauenseuche erfolgt ist , werben die in unserer Be¬
kanntmachung vom 29 . März 1982 erlassenen Anord¬
nungen mit sofortiger Wirkung aufgehoben . N.218

Karlsruhe , den 3. Mai 1928 . OZ . 61
Bad . Bezirksamt . — Polizeidirektis ».

Arterien -Verkalkung

Gicht/GelenkrheumatismusStein leiden
ist heilbar . «.1» Prospekte gratis.

Bio-Chemie-Compagnie, Essen.
Zum 15. Juni (evtl. 1 . Juli ) wird eine

WrWlSWW
mit guter Ausbildung und praktischer Erfahrung in
der Gesundheitsfürsorge (insbesondere Säuglings -,Kleinkinder- und Tuberkulosefürsorge) gesucht .

Die Anstellung erfolgt durch Dienstvertrag nach
Gruppe VII der badischen Besoldungsordnung und
Ortsklasse B.

Bewerbungen unter Beifügung eines eigenhändig
geschriebenen Lebenslaufs , von beglaubigten Zeugnis¬
abschriften find bis 18 . Maid ». Js . zu richten an den
Unterzeichneten Vorsitzenden des Vereins für Volks¬
wohlfahrt . AL46

Berat« für Volkswohlfahrt im Amtsbezirk
Schwetztngeu.
Der Vorsitzende :

Strack , Oberamtmann.
Ericnaufrnf .

» .190 .2.1 Heidelberg
Am 30. DLärz 1921 ist in
HeiLekberg sie Major a .
D . Hermann Petermaun
Witwe Marie geö. Roth !
im Alter von 68 Jahren !
gestorben. Eine Verfüg » i
mtft der Erblasserin von
Todeswegen liegt ui* i
vor. Als gesetzliche Erben
konunen voraussichtiichdie
Erben vierter Ordnung ;
also Wkämmlinge von Ur¬
großeltern in Betracht.
Diejenigen Verwandten,

welche Erbanfprüche an
den obigen Nachlaß zu be¬
sitzen glauben und geltend
machen wollen, werden
aufgefordert , dies bis spä¬
testen » 15. Juli d. I . zu
tun und die Nachweise ,
auf welche sie ihr Erb¬
recht stützen, dem Nach-
täßgerichte Notariat l
.Heidelberg bis dahin vor¬
zulegen,

Heidelberg, 2 . Mai 1922 .
Das Nachlaßgericht

Notariat 1 Heidrlbcrg.

Wen- uni) ffljont-
Mnns.

Das Jorstamt Herren ,
wie» in Forbach (Baden)
verkauft freihändig 206
Fstm. Buchenabschnitte ll .
bis IV . Klaffe in 13 Lo¬
sen und 6 Fstm . Ahorn
mit Esche in 1 LoS . Ange¬
bote werden bis Donners ,
tag , de« 18. Mai 1922 er¬
beten. Nähere Auskunft
und Losverzeichnisse durch
das For -stamt. N.288 .2.1

Für die Erstellung « ne»
weiteren 6-Familienwohn »
gebäudes in Kehl-Hafen ,
auf dem Hochwafferdamm,
Haus Nr . 3, sind die

Rohbauavbeiten wie :
Grab -, Beton - und Mau¬
rerarbeiten , _ Zimmer -,
Steinhaucr - (« and- oder
Kunststein) , Schmiede-,
Blechner- und Dachdeckec¬
arbeiten (naturfarbiges

Mberschwauzdoppeldach)
öffentlich zu vergeben.
Zeichnungen. Dediiignisheft
und Arbeitsbeschccebe lie¬
gen auf unserem Hoch¬
baudienstzimmer Nr. 10,
zur Einsicht auf , daselbst
auch Abgabe der Ange-
botAvordrucke . Angebote

mit Preiöaufteilung nach
aufliegendem Muster sind
verschlossen und mit ent¬
sprechender Air. :,eift ver,
sehen , postsrei v s späte¬
stens DienSlag , den 23. .
Mai dieses Jahres , nach¬
mittags 2 )4 Ahr , bei uns
einzureichen. ZujchlagSfrcst
3 Wochen . N .S39L.1

Kehl , 4 . Mai 1822 .
Bahnbauinspekti »«.
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